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1. ENTSCHEIDUNGS- UND DARSTELLUNGS- 
POLITIK IN EINEM KONTROVERSEN FELD

Migrations- und Integrationspolitik ist seit 2015 ein kontro-
verses Politikfeld. Gerade weil die Fragen rund um Migrati-
on, Flucht, Asyl und Integration unter den Bürgerinnen und 
Bürgern in ungekannter Weise umstritten sind, steht nicht 
nur das Handeln, sondern gerade auch die Politikvermitt-
lung durch Parteien und Regierungsakteure in diesem Feld 
vor erheblichen Herausforderungen. Der Ausgang der Bun-
destagswahl 2017 – das starke Abschneiden der Alternative 
für Deutschland (AfD) – legt nahe, dass die Parteien hier in 
wesentlichen Punkten hinter den Erwartungen vieler Bürge-
rinnen und Bürger zurückgeblieben sind. Die folgende Ana-
lyse soll nachzeichnen, in welcher Weise insbesondere die 
Regierungsparteien CDU, CSU und SPD große Zurückhaltung 
übten, eine ab 2016 im Kern restriktiv ausgerichtete Politik 
öffentlich in solcher Weise darzustellen. Diese durchaus ra-
tionalen Vorgehensweisen der Akteure im Parteienwettbe-
werb konnten dabei allzu leicht in der Wahrnehmung der 
Leistung des politischen Systems durch Bürgerinnen und 
Bürger den Eindruck hinterlassen, das politische System sei 
taub gegenüber den Sorgen der Bevölkerung.
Eine Nicht-Vermittlung des Regierungshandelns und die 
Nicht-Thematisierung möglicher gesetzgeberischer Hand-
lungsvorschläge führte – so die hier entwickelte These – zu 
einer Debattenlage, die einen weiten Entfaltungsraum für 
populistische Argumentationen ließ. Konzeptionell orientiert 
sich die Analyse an zwei politikwissenschaftlichen Argumen-
tationssträngen: Erstens ist es zu einer gängigen Argumen-
tationsfigur geworden, bei politischen und administrativen 
Akteuren die Vermeidung von Schuldzuweisungen – blame 
avoidance – als Handlungsmotiv anzunehmen (Weaver 1986, 
S. 373). Dem wird hier ein Syndrom der fame avoidance ge-
genübergestellt (Blätte 2017). Dieses charakterisiert eine zu-
nächst ungewöhnlich und paradox erscheinende Handlungs-
weise, bei der sich Akteure nicht des von ihnen Vollbrachten 
rühmen: Die Regierungsparteien im Bundestagswahlkampf 

2017 vermieden die selbstbewusste Darstellung von Maßnah-
men im Bereich der Migrationskontrolle. Zweitens knüpft die 
Analyse an die Differenzierung von Entscheidungs- und Dar-
stellungspolitik (Sarcinelli 1987, S. 14-15; 2011, S. 120) an, die 
systematisch begründet, dass Entscheidungshandeln stets 
von einer Politikvermittlung (d.h. Darstellungspolitik) begleitet 
sein muss. Erst Politikvermittlung macht einem staatsbürger-
lichen Publikum den Gehalt und die Intention des politischen 
Handelns verständlich. Dieses erschließt sich den Bürgerinnen 
und Bürgern nicht von selbst. Analysen zu den Agenda 2010- 
Reformen diagnostizieren, dass diese gerade auch deswegen 
auf so massive Widerstände traf, weil jene Reformpolitik ein 
Paradebeispiel unzulänglicher Politikvermittlung war (Null-
meier 2010, S. 186f). Bei der Migrationspolitik seit 2015 tritt 
das Problem einer Divergenz zwischen Darstellungs- und Ent-
scheidungspolitik abermals folgenreich auf.

Für die einzelnen politischen Akteure lässt sich rekon- 
struieren, weshalb sie in den Modus der fame avoidan-
ce verfielen. Doch was auf der Ebene der Akteure be-
gründet erscheinen mag, ist für das Erscheinungsbild 
der demokratischen Institutionen gegenüber den Wäh-
lerinnen und Wählern ein Problem: Es entsteht das Bild 
politischer Untätigkeit ungeachtet von Herausforde-
rungen, die als massiv angesehen werden. Tatsächlich 
hatte das Regierungshandeln ab 2016 eine restriktive 
Ausrichtung mit einer Vielzahl von Einschränkungen 
und Härten für Schutzsuchende. Doch dies blieb der 
öffentlichen Wahrnehmung weitgehend entzogen. 

Die folgenreiche Entkopplung von Darstellungs- und Entschei-
dungspolitik in der Migrations- und Integrationspolitik hat in 
unserer Analyse im Bundestagswahlkampf 2017 zur Schwäche 
der Regierungsparteien beigetragen. Zudem hat sie jenen po-
pulistischen Akteuren in die Hände gespielt, welche die Leis-
tungsfähigkeit der etablierten Politik für die Bürger negieren. 

ZUSAMMENFASSUNG

Der Wahlkampf zur Bundestagswahl war von einem Paradoxon geprägt: Die Erwartung an Parteien als rationale 
Akteure im Wahlkampf ist, dass sie zu relevanten Themen ihre Konzepte und Erfolge darstellen. Doch obwohl die 
Zuwanderung eine erhebliche Rolle in der öffentlichen Diskussion spielte und die Regierung seit 2015 viele Ent-
scheidungen der Migrationskontrolle getroffen hatte, wurde dies im Wahlkampf der Regierungsparteien nicht dar-
gestellt. Der Wahlkampf war von einem Syndrom geprägt, das wir fame avoidance nennen: Die Regierungs-
parteien rühmten sich nicht der von ihnen auf den Weg gebrachten Gesetzesänderungen und der erzielten 
Steuerungserfolge. Die Strategien der Akteure mögen jeweils für sich rekonstruierbar sein, doch führt fame  
avoidance zu einem kollektiv problematischen Ergebnis. 
Die entstandene Kluft zwischen Entscheidungs- und Darstellungspolitik lässt politisch weiten Raum für 
Vorwürfe, die Regierung sei blind gegenüber Problemlagen, nicht handlungsbereit und handlungsfähig 
sowie mangelhaft responsiv gegenüber den Wählerinnen und Wählern. Das Muster der fame avoidance 
schwächt somit das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die politischen Institutionen und deren Problem-
lösungskapazitäten.
Eine Kongruenz von Entscheidungs- und Darstellungspolitik herbeizuführen, kann zum Rückgewinn verloren ge-
gangenen politischen Vertrauens beitragen. Trotz einer ungünstigen Ausgangslage steht der neuen Koalition die 
Möglichkeit offen, eine öffentliche Debatte zu initiieren. Dies kann Teil eines „Masterplans Migration“ sein oder 
hiervon entkoppelt erfolgen. Insbesondere ein Einwanderungsgesetz kann die verloren gegangene Balance von 
Darstellungs- und Entscheidungspolitik wiederherstellen.
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Eine Folgerung ist, dass eine gezielt geführte – und im Bundes-
tagswahlkampf 2017 versäumte – öffentliche Debatte um die 
Ausrichtung der Migrations- und Integrationspolitik erforder-
lich ist. Dies kann etwa die Debatte um ein Einwanderungs-
gesetz sein, die durchaus Teil eines „Masterplans Migration“ 
(Bundesinnenminister Seehofer) sein kann. Eine fortwähren-
de Divergenz von politischem Handeln und Politikdarstellung 
wäre jedenfalls für die Demokratie dysfunktional. Die Analyse 
entwickeln wir, indem wir die zentralen migrations- und inte-
grationspolitischen Maßnahmen der Bundesregierung in Erin-
nerung rufen (Kap. 2), den Verlauf der Wahlkampfauseinander-
setzung von 2017 darstellen (Kap. 3), die Kalküle der Akteure im 
Wahlkampf rekonstruieren (Kap. 4). Auf dieser Grundlage wird 
die These begründet, dass eine Neuausrichtung der Migra-
tions- und Integrationsdebatte als Kristallisationspunkt einen 
gesetzgeberischen Vorschlag der neuen Bundesregierung be-
nötigt, mit welchem der Anspruch einer Regierung, Migration 
gedeckt von einem demokratischen Konsens zu steuern, für 
die Bürgerinnen und Bürger wieder erkennbar wird (Kap. 5).

2. REGIERUNGSHANDELN NACH 2015: 
RESTRIKTION ALS LEITMOTIV

Der Herbst 2015 markiert einen Höhepunkt des Migrations-
geschehens. Unabhängig von der Frage, ob Umfang und Art 
der Zuwanderung nach Deutschland vermeidbar oder in 
anderer Weise steuerbar gewesen wären: Der neuen Quali-
tät der migrationspolitischen Herausforderungen stand ein 
Bündel politischer Initiativen gegenüber, das hinsichtlich der 
Abfolge und Bandbreite historisch den gleichen Ausnahme-
charakter hatte wie die Fluchtsituation von 2015 selbst. Kon-
kret bedeutete dies, dass es eine Kette von Verschärfungen 
des Asylrechts gab. Ein kurzer Abriss der wichtigsten Maß-
nahmen soll zeigen, dass die Bundesregierung umfassende 
Aktivitäten im Bereich von Gesetzgebung und Implementie-
rung entfaltete.
Die Migrationsdynamik von 2015 traf die politisch Handeln-
den mit großer Wucht. Allerdings hatte sich ein Anstieg der 
Fluchtzuwanderung schon zuvor angekündigt. Bereits vor 
der Vergrößerung der Flüchtlingsbewegung im Spätsommer 
2015 hatte die Bundesregierung angesichts steigender Asyl-
bewerberzahlen begonnen, in der Asylgesetzgebung auf die 
neue Situation zu reagieren. Bevor der relative und absolu-
te Anteil der syrischen Bürgerkriegsflüchtlinge in die Höhe 
schnellte, galt die hohe Zahl Asylsuchender aus den Staaten 
des westlichen Balkans als politisches Problem. Im Novem-
ber 2014 erklärte die Bundesregierung mit dem Gesetz zur 
Einstufung weiterer Staaten als sichere Herkunftsstaaten und 
zur Erleichterung des Arbeitsmarktzugangs für Asylbewerber 
und geduldete Ausländer (Deutscher Bundestag 2014) Bos-
nien und Herzegowina, Mazedonien und Serbien per Gesetz 
zu sicheren Herkunftsstaaten. Das Ziel der kontroversen Ent-
scheidung war eine schnellere Bearbeitung und eine rasche-
re Beendigung des Aufenthaltes von Personen ohne Bleibe-
perspektive in Deutschland.
Nach dem massiven Anstieg der Flüchtlingszahlen im 
Spätsommer 2015 folgten weitere Gesetzesänderungen 
in kurzer Abfolge. Den Auftakt machte das Asylverfahrens-
beschleunigungsgesetz vom 20. Oktober 2015, das soge-
nannte Asylpaket I (Deutscher Bundestag 2015). Es wur-

de zwischen den Koalitionspartnern CDU, CSU und SPD 
vereinbart und passierte Bundeskabinett, Bundestag und 
Bundesrat im Eiltempo im September und Oktober 2015 
(vgl. Übersicht 1).

Übersicht 1

Asylpaket I vom 20. Oktober 2015: Maßnahmen

•	Einstufung von Albanien, dem Kosovo und Montenegro als 
sichere Herkunftsstaaten. 

•	Einführung der Bescheinigung über die Meldung als Asyl-
suchender für Geflüchtete, die bereits als asylsuchend 
gemeldet sind, aber noch keinen Antrag gestellt haben. 
Die Bescheinigung bestimmt neben Angaben zur Person 
auch die Aufnahmeeinrichtung, in welcher der Asylantrag 
zu stellen ist.

•	Nach Antragstellung Pflicht, höchstens 6 Monate in der zu-
ständigen Aufnahmeeinrichtung zu leben. Für Angehörige 
sicherer Herkunftsstaaten gilt diese räumliche Beschrän-
kung bis zur Entscheidung über den Antrag und gegebe-
nenfalls bis zur Ausreise/Abschiebung.

•	Nach dreimonatigem Aufenthalt kann die Ausübung einer 
Beschäftigung unter bestimmten Voraussetzungen erlaubt 
werden. Während der Zeit in einer Aufnahmeeinrichtung 
herrscht jedoch ein Beschäftigungsverbot. Deswegen kann 
der Zugang zu einer Erwerbstätigkeit bis zu 6 Monate ver-
sperrt sein. Für Personen aus sicheren Herkunftsstaaten 
gilt sowohl für die Dauer des Asylverfahrens ein Beschäfti-
gungsverbot als auch für die anschließende Duldung nach 
der Ablehnung des Antrags.

•	Asylbewerber, bei denen ein rechtmäßiger und dauerhaf-
ter Aufenthalt zu erwarten ist, dürfen bei freien Kapazitä-
ten an Integrationskursen teilnehmen.

•	Das Sachleistungsprinzip wird auf die Unterbringung in 
Gemeinschaftsunterkünften ausgedehnt. Anstatt Taschen-
geld sollen Flüchtlinge in den Aufnahmeeinrichtungen 
Sachleistungen erhalten. Vollziehbar Ausreisepflichtige 
müssen mit Ablauf der Ausreisefrist mit Leistungskürzun-
gen rechnen. 

•	 Einführung des Ausreisegewahrsams, um die Durchführung 
der Abschiebung zu garantieren. Darüber hinaus darf der 
Termin der Abschiebung nicht mehr angekündigt werden.

In der Öffentlichkeit stark umstritten war das als „EU-Tür-
kei-Abkommen“ bekannte Abkommen zwischen der Euro-
päischen Union und der Republik Türkei über die Rücküber-
nahme von Personen mit unbefugtem Aufenthalt vom 17. 
März 2016 (Europäische Union 2016): Damit schränkte 
die EU Möglichkeiten für Geflüchtete ein, nach Europa zu 
kommen. Für jede Abschiebung wird eine andere Person 
in der EU angesiedelt (im Zuge des sog. resettlement). Im 
Fall einer Abnahme der irregulären Grenzübertritte wur-
den der Türkei Geldzahlungen und Visaliberalsierungen in 
Aussicht gestellt. Der Streit über das EU-Türkei-Abkommen 
verdrängte allerdings die Wahrnehmung der forcierten 
Gesetzesarbeit. Unmittelbar nach dem Abkommen wurde 
vom Bundestag das Gesetz zur Einführung beschleunigter 
Asylverfahren vom 17. März 2016, das sogenannte „Asyl-
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paket II“ (Deutscher Bundestag 2016a), beschlossen (vgl. 
Übersicht 2).

Übersicht 2

Asylpaket II vom 17. März 2016: Maßnahmen

•	 Für Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten, Folgean-
tragssteller und Asylbewerber, die ihre Mitwirkung beim 
Verfahren verweigern, gilt das beschleunigte Verfahren, in 
dem innerhalb einer Woche über den Antrag entschieden 
wird. Eingeführt werden Sanktionen für Asylbewerber, die 
beim Verfahren nicht mitwirken.

•	Sozialleistungen werden nur gewährt, wenn die Aufnah-
me in der zuständigen Einrichtung erfolgt ist und die ver-
schärfte Residenzpflicht eingehalten wird.

•	Die Aufnahmeeinrichtung ist für das gesamte Asylverfah-
ren zuständig. Abschiebungen sind auch aus der Einrich-
tung möglich.

•	Die Sozialleistungen werden an die Sicherung des Existenz-
minimums angepasst. Dies bedeutet in der Praxis, dass Al-
leinstehende zehn Euro weniger im Monat erhalten.

•	Abschiebehindernisse werden abgebaut und nur noch 
im Fall lebensbedrohlicher oder sehr schwerwiegender 
Krankheiten mit ärztlichem Gutachten anerkannt.

•	Der Familiennachzug für Flüchtlinge mit subsidiärem 
Schutz wird für zwei Jahre ausgesetzt.

Schließlich weitete die Regierungskoalition mit dem Inte-
grationsgesetz vom 6. August 2016 die Möglichkeiten der 
verpflichtenden Teilnahme an Integrationskursen und -maß-
nahmen aus und ermöglichte die Sanktionierung in Form 
von Leistungskürzungen bei der Nichterfüllung dieser Pflicht 
(Deutscher Bundestag 2016c, vgl. Übersicht 3).

Übersicht 3

Integrationsgesetz vom 6. August 2016

•	Asylbewerber müssen ihren Anspruch auf einen Integra-
tionskurs innerhalb eines Jahres geltend machen.

•	Für Asylsuchende, die Leistungen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende erhalten, wurden die Möglichkeiten 
zur verpflichtenden Teilnahme an Integrationskursen 
ausgeweitet. Auch bei Leistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz drohen Sanktionen, wenn ein Pflicht-
kurs nicht besucht wird. Im Falle vollständiger Ablehnung 
von Integrationsmaßnahmen können Leistungen gekürzt 
werden.

•	Die Gewährung eines unbefristeten Aufenthaltsrechts 
erfolgt in der Regel nach 5 Jahren und ist an Integrations-
leistungen geknüpft.

•	Für die Dauer einer aufgenommenen Berufsausbildung 
werden Geflüchtete geduldet.

•	Eine 3-jährige Wohnsitzauflage im Bundesland der Erst-
zuweisung soll Segregation vermeiden. Ausgenommen 
hiervon ist die Aufnahme einer sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung an einem anderen Ort.

Die erkennbare Stoßrichtung dieser Maßnahmen und 
Maßnahmenpakete war, die Rechte und Freiheiten für 
Asylsuchende in Deutschland einzuschränken, schnelle-
re Asylverfahren zu ermöglichen und die Hürden gegen 
Abschiebungen zu senken. Parallel zu den gesetzlichen 
Verschärfungen ging das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) ab Anfang November 2015 dazu über, 
Asylsuchenden nur noch subsidiären Schutz anstatt eines 
Flüchtlingsstatus oder Asyl zu gewähren (Lohse, Sattar 2015). 
Diese Änderung der Verwaltungspraxis war in der Koalition 
brisant, weil mit dem subsidiären Schutz Einschränkungen 
eines möglichen Familiennachzugs verknüpft waren.
Die diplomatische Flankierung des restriktiven Kurses er-
schöpfte sich nicht mit dem EU-Türkei-Abkommen. So reiste 
Innenminister de Maizière in die Maghreb-Staaten Marok-
ko, Tunesien und Algerien und verhandelte mit seinen dor-
tigen Amtskollegen, um die Rückführung abgelehnter Asyl-
bewerber zu beschleunigen (Die Bundesregierung 2016). 
Welche all jener Maßnahmen tatsächlich zum Rückgang der 
Asylbewerberzahlen führte, ist Gegenstand der politischen 
Debatte. Was die gesetzlichen Restriktionen bewirkten, was 
den jahreszeitlichen Konjunkturen zuzuschreiben ist und 
wie weitreichend der Effekt der Schließung der Balkanroute 
war, ist nicht geklärt. Im Ergebnis unstrittig ist jedenfalls, 
dass die Spitzenwerte der Fluchtzuwanderung von 2015 
die Ausnahme blieben. Abbildung 1 stellt die Zahl der mo-
natlich vom BAMF entgegengenommenen Asylanträge von 
2015 bis 2017 dar. 
Dem sprunghaften Anstieg der Zahlen nach der Grenzöff-
nung im Spätsommer 2015 steht also ab den Sommermo-
naten 2016 ist ein starker Rückgang der Asylanträge gegen-
über. 

Die Bundesregierung hätte für sich reklamieren können, 
nach einer historischen Ausnahmesituation mit einer Reihe 
von mitunter harten Maßnahmen die Kontrolle über das 
Migrationsgeschehen wiedererlangt zu haben. Aber statt 
die Serie der Einigungen als Zeichen einer konsensfähigen 
Regierungskoalition zu präsentieren, die ungeachtet aller 
Differenzen handlungsfähig war, führten die Regierungs-
parteien einen Wahlkampf, in dem die Bandbreite und 
auch die erzielten Erfolge ihres politischen Handelns nie-
mandem ersichtlich werden konnten.

3. MIGRATIONS- UND INTEGRATIONSPOLITIK IM 
BUNDESTAGSWAHLKAMPF 2017

Die Entscheidung der Bundesregierung vom September 
2015, das Dublin-Verfahren auszusetzen, markiert eine 
Zäsur der deutschen Migrationspolitik. Es ist eine offene 
Debatte, inwieweit diese Entscheidung ohne strategische 
Intentionen schlicht passierte (Alexander 2017), oder doch 
von längerfristigen Überlegungen geleitet war (Manow 
2018, S. 7). Die Offenheit Deutschlands für Geflüchtete, die 
in Deutschland Zuflucht vor Krieg und Vertreibung such-
ten, vor allem für syrische Bürgerkriegsflüchtlinge, stieß 
zunächst auf Zustimmung in weiten Teilen der Bevölke-
rung. Hierfür steht der Begriff der „Willkommenskultur“.
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Die ideelle Fundierung ihrer Politik fasste Bundeskanzle-
rin Angela Merkel in dem zunächst bei der Sommerpres-
sekonferenz 2015 geäußerten Leitsatz „Wir schaffen das“ 
zusammen, der in der Folge auch durch mehrfache Wie-
derholung zum Symbol für die Flüchtlingspolitik wurde 
(vgl. Fried 2015). 
Zugkraft und Eindeutigkeit der Darstellung der Politik 
nach der „Wir schaffen das“-Formel gingen jedoch suk-
zessive verloren. Nach und nach regte sich in der CDU 
wachsende Kritik am asylpolitischen Kurs der Kanzlerin. 
Die „Silvesternacht von Köln“ am Jahreswechsel 2015/16 
beschleunigte den Meinungsumschwung in Öffentlichkeit 
und Partei drastisch. Die Kanzlerin reagierte mit einer 
vorsichtigen rhetorischen Relativierung ihrer Asylpolitik. 
Im September 2016 erklärte sie, ihr Leitsatz sei zu einer 
„Leerformel“ geworden. Sie wolle ihn daher „kaum noch 
wiederholen“ (Süddeutsche Zeitung 2016). Merkel bekun-
dete in Richtung CSU, dass beide Parteien das gleiche Ziel 
hätten, nämlich „die Zahl der Flüchtlinge zu reduzieren 
und zu begrenzen“ (Die Welt 2016a). Dem „humanitären 
Imperativ“ aus ihrer Rede auf dem CDU-Parteitag 2015 
setzte sie ein Jahr später die Mahnung entgegen, dass 
sich die Krise nicht wiederholen dürfe (Der Spiegel 2016). 
Doch trotz aller Distanzierungsversuche erklärte die Bun-
deskanzlerin in einem prominent platzierten Interview 
mit der Bild-Zeitung, dass sie ihr Handeln im Herbst 2015 
nicht bereue und alle wichtigen Entscheidungen genauso 
wieder treffen würde (Diekmann et al. 2016).
In den Nuancen mögen sich Merkels Aussagen nicht wi-
dersprechen und Ambivalenzen können politisch inten-
diert gewesen sein. Was jedenfalls nicht erfolgte, war ein 

eindeutiges öffentliches Bekenntnis zu dem in der Sache 
längst voll und ganz auf Restriktion ausgerichteten Kurs 
der Asyl- und Flüchtlingspolitik. „Merkels Flüchtlingspoli-
tik“ war ab 2016 zu einem Phantom geworden.

Der Weg zu einer kommunikativen Wende schien of-
fenkundig verstellt. Es hatte sich eine Kluft zwischen 
Darstellungs- und Entscheidungspolitik geöffnet. All 
das, was 2016 zum Rückgewinn von Migrationskon-
trolle von der Bundesregierung getan worden war, 
wurde von der CDU im Bundestagswahlkampf 2017 
nicht offensiv thematisiert. 

Im Wahlkampf 2017 setzte die CDU, wie bereits 2013, auf ei-
nen personalisiert geführten Wahlkampf, mit Angela Merkel 
im Mittelpunkt, die nach wie vor als Garantin für Stabilität 
und Sicherheit stehen sollte. Flankiert wurde der Wahlkampf 
durch eine Plakatkampagne, die „für ein Deutschland, indem 
wir gut und gerne leben“ warb. DIE ZEIT bezeichnete die 
Kampagne als „Marketing ohne Inhalte“ (Schuler 2017). Da-
bei war die CDU in der Migrationspolitik bei näherem Hinse-
hen keineswegs ideen- oder konzeptlos. Im Wahlprogramm 
forderte die Partei eine Erweiterung der Liste der sicheren 
Herkunftsländer und einen umfassenden Schutz der EU- 
Außengrenze. So lange diese nicht geschützt werde, halte 
man an Binnengrenzkontrollen fest (CDU 2017). Zudem wur-
de für Abkommen mit Drittstaaten nach dem Vorbild des 
EU-Türkei-Abkommens geworben.
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Abbildung 1: Zahl der Asylanträge von 2015 bis 2017 
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Die Ausgangslage für die SPD war anders und doch in den 
Folgen ähnlich. Die SPD steht traditionell für eine im Vergleich 
zur CDU offenere Asyl- und Migrationspolitik. Sie begleitete 
den Beginn der steigenden Asylzahlen im Herbst 2015 mit 
Optimismus. So bekräftigte der damalige SPD-Vorsitzende 
und Vizekanzler Sigmar Gabriel im September 2015, dass 
Deutschland bis zu 500.000 Flüchtlinge pro Jahr verkraften 
könne. Parteivize Ralf Stegner pflichtete Gabriel bei und er-
gänzte, dass Deutschland hohe Flüchtlingszahlen gar über 
mehrere Jahre aufnehmen könne (Frankfurter Allgemeine 
Zeitung 18.10.2015). 
Die SPD war jedoch auch in Regierungsverantwortung. Bei 
den Verhandlungen zum Asylpaket II vom März 2016 traten 
die Spannungen in der SPD offen zu Tage. Insgesamt wurde 
das Anliegen einer Beschleunigung der Asylverfahren zwar 
begrüßt, doch erklärte SPD-Fraktionschef Thomas Opper-
mann, dass man gerne mehr für Familien getan hätte, dies 
aber mit der Union nicht machbar gewesen sei (ZEIT Online 
2016). Sigmar Gabriel distanzierte sich von dem Asylpaket 
mit der Begründung, von der Aussetzung des Familiennach-
zugs für minderjährige Flüchtlinge nichts gewusst zu haben 
(Linden 2016). Integrationsministerin Özoğuz betonte, dass 
es ohne die SPD gar keinen Familiennachzug mehr gäbe und 
die Aussetzung auch nur eine kleine Gruppe vorübergehend 
beträfe (Deutscher Bundestag 2016d). Generell ging es der 
SPD stets mehr darum, die Verbesserungen der Situation für 
Geflüchtete hervorzuheben, als auf die vorgenommenen Ein-
schränkungen zu verweisen. Am Ende stimmte die SPD 2015 
und 2016 den Restriktionen in der Asylpolitik größtenteils ge-
schlossen zu.
Die ambivalente Positionierung der SPD in der Flüchtlingspo-
litik wurde auch im Wahlkampfjahr 2017 deutlich. Der Partei 
fiel es insgesamt schwer, eine stringente Wahlkampfstrategie 
in der Migrations- und Integrationspolitik zu entwickeln. Nach 
den Übergriffen in der Silvesternacht von Köln und dem An-
schlag auf dem Breitscheidplatz in Berlin wurde eine offene 
Flüchtlingspolitik von vielen nicht mehr als mehrheitsfähig 
erachtet. Stattdessen ging die SPD das Problem indirekt an, 
indem sie mit dem Thema innere Sicherheit in das Wahl-
kampfjahr startete (Gabriel 2017). In einer Pressemitteilung 
erklärte die SPD Sicherheit gar zum „ursozialdemokrati-
sche[n] Thema“ (Gabriel 2017). Aufgrund der traditionell star-
ken Position der CDU in diesem Politikbereich und beflügelt 
vom „Schulz-Effekt“ entschied man dann aber, das Thema 
soziale Gerechtigkeit in den Mittelpunkt des Wahlkampfes zu 
stellen (Löhr 2017). Dabei hätte die SPD durchaus mit eigenen 
Vorschlägen die politische Diskussion im Wahlkampf beein-
flussen können. Tatsächlich hatte die Partei einen Entwurf für 
ein deutsches Einwanderungsgesetz entwickelt. Dieser war 
von der SPD-Bundestagsfraktion bei einer Pressekonferenz 
am 7. November 2016 vorgestellt worden (SPD 2016). Dieses 
Gesetz sollte ein Punktesystem nach kanadischem Vorbild 
einführen, den Fachkräftebedarf in Deutschland decken und 
ihn durch Quoten jährlich neu berechnen. Anstelle einer bloß 
reagierenden Asylpolitik steht das Gesetz für den Ansatz einer 
strategischen Neuausrichtung der Migrationspolitik, die Zu-
wanderer nicht als Kostenfaktor, sondern als wirtschaftliche 
Ressource begreift. Doch die SPD unternahm nur einen halb-
herzigen Versuch, die Debatte um ein Einwanderungsgesetz 
medienwirksam und nachhaltig im Diskurs zu platzieren. 

Nach drei verlorenen Landtagswahlen (Saarland, Schleswig- 
Holstein und Nordrhein-Westfalen) und dem Erlöschen des 
„Schulz-Effekts“ verlor der SPD-Wahlkampf deutlich an Zug-
kraft. Der Entwurf des Einwanderungsgesetzes spielte in der 
Kampagne keine Rolle. Stattdessen kritisierte der SPD-Spit-
zenkandidat Schulz die Politik der Bundesregierung vom euro-
päischen Standpunkt aus und bemängelte, dass die bisherige 
Flüchtlingspolitik ohne eine Absprache mit den EU-Mitglieds-
staaten vollzogen worden sei. Gleichzeitig plädierte er für ein 
europäisches Einwanderungsrecht (Bewarder/Sturm 2017). 
Für die Darstellung des Regierungshandelns folgenreich war 
die Entscheidung von Martin Schulz, Merkels Flüchtlingspo-
litik ins Visier zu nehmen. Er warf Merkel in der Asylpolitik 
Untätigkeit vor und warnte vor einer Wiederholung der Krise 
(Süddeutsche Zeitung 24.07.2017). Dabei gehörte die SPD 
der Regierung an und hatte an einer Reihe asylpolitischer 
Verschärfungen mitgewirkt. Die SPD-Kampagne verstellte 
den Blick auf dieses Handeln, ohne ihn für alternative Op-
tionen zu weiten. Sie musste beim Publikum den Eindruck 
verstärken, die Regierung sei untätig gewesen.

Als einzige Regierungspartei stellte die CSU eine dezidiert 
restriktive Agenda in der Flüchtlingspolitik zur Schau. Seit 
Beginn der sogenannten Flüchtlingskrise formulierte sie - 
allen voran Horst Seehofer - grundlegende Kritik an den 
Entscheidungen der Kanzlerin. Die Reaktionen reichten 
von Drohungen, die CSU-Minister aus dem Kabinett abzu-
ziehen, bis hin zur Erwägung, die Politik der Kanzlerin vom 
Verfassungsgericht prüfen zu lassen. Im Frühjahr 2016 
klagte Seehofer vielbeachtet: „Wir haben im Moment kei-
nen Zustand von Recht und Ordnung. […] Es ist eine Herr-
schaft des Unrechts.“ (Fuchs/Kain 2016). Die CSU brachte 
eine Vielzahl an Vorschlägen zur Verschärfung des Asyl-
rechts ein, die teilweise auch in das Wahlprogramm der 
CSU übernommen wurden (CSU 2017). So sollten krimi-
nelle Ausländer und nicht-schutzbedürftige Asylbewerber 
konsequenter abgeschoben, Einreisekontrollen durchge-
führt, Grenzen gesichert und der Zugang zu Sozialleistun-
gen erschwert werden. Zudem sollte Integration am „Maß-
stab unserer Leitkultur“ erfolgen (CSU 2017, S. 14). 
In der Außenwahrnehmung dominant und in der poli-
tischen Kommunikation alle anderen Forderungen weit 
überragend war jedoch die Forderung nach einer Ober-
grenze. Sie war bereits im September 2015 zur präferierten 
Lösung der Partei geworden, als Antwort auf eine Politik 
der „offenen Grenzen“. Im Dezember 2016 erklärte Seeho-
fer die Obergrenze gar zu einer Bedingung für eine weite-
re Regierungsbeteiligung (Die Welt 2016b). Zwischen CDU 
und CSU herrschte lange Zeit eine vergiftete Stimmung. Die 
Obergrenze stand mehr als jede andere Frage für die Un-
einigkeit in der Union. Seehofer kündigte an, dass die CSU, 
sollte Merkel nicht einlenken, einen von der CDU getrenn-
ten Wahlkampf führen werde (Die Welt 2016c). 
Im Wahlkampfjahr 2017 wurden versöhnlichere Töne an-
geschlagen. Zwar wurde seitens der CSU weiter auf einem 
härteren Kurs in der Asylpolitik insistiert, doch die Forde-
rung einer Obergrenze als Bedingung für eine Regierungs-
beteiligung wurde abgeschwächt. So sollte eine Obergrenze 
lediglich Ziel, nicht jedoch Bedingung zukünftiger Koaliti-
onsverhandlungen sein (Bannas 2017; ARD 2017). Die CSU 
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versuchte sich in einer Zwitterrolle zwischen zuverlässigem 
Koalitionspartner und glaubhafter Oppositionspartei in 
Regierungsverantwortung. So hatte Seehofer seine Partei, 
dem Credo Franz-Josef Strauß folgend, dass es rechts ne-
ben der Union keine demokratisch legitimierte Partei ge-
ben dürfe, gegen die AfD in Stellung gebracht. Doch erfolg-
te 2017 eine programmatische Entschärfung. Das Resultat 
war ein Verlust an Profilschärfe im Vergleich zur AfD und 
ein Wahlkampf, in dem die Momente der schärfsten Profi-
lierung bereits 2016 erfolgt waren. Erreicht hat die CSU mit 
dem immer wieder entfachten Streit um die Obergrenze 
aber vor allem, dass die politische Aufmerksamkeit sys- 
tematisch vom restriktiven Kurs des Regierungshandelns 
abgelenkt wurde. 
Abbildung 2 zeigt den Konjunkturverlauf der Auseinan-
dersetzung um die Obergrenze anhand einer Zeitreihe 
mit den Häufigkeiten zentraler Schlagworte der Migrati-
onsdebatte, wie „Flüchtlingspoltik“, „Obergrenze“, „Ein-
wanderungsgesetz“ sowie Erwähnungen der AfD in der 
Berichterstattung von Süddeutscher Zeitung und Frank- 
furter Allgemeiner Zeitung. Das nur sporadische Auftreten 
von Hinweisen auf ein „Einwanderungsgesetz“ mit nur ge-
ringen Ausschlägen nach oben belegt, dass eine dahinge-
hende Debatte zu keinem Zeitpunkt nennenswert geführt 
wurde. Die konjunkturelle Verknüpfung der Thematisie-
rungen der „Flüchtlingspolitik“, der Aufmerksamkeit für 
die „AfD“ und auch der Debatte um die „Obergrenze“ hin-
gegen ist deutlich. Der Kurvenverlauf sagt über eine kau-
sale Verknüpfung nichts aus, doch zeigt er eine zu analy-
sierende Korrelation.

Quelle: Eigene Auswertung und Darstellung auf Basis der digitalen Zeitungsarchive der Frankfurter Allgemeinen Zeitung und Süddeutschen Zeitung, hier: Trefferübersichten

Im Wahlkampf der Oppositionsparteien – mit Ausnahme 
der AfD – hatten migrations- und asylpolitische Themen 
einen geringeren Stellenwert. Die Linke stellte gleich zu 
Beginn des Wahlkampfes andere, klassisch linke Themen 
in den Vordergrund. Uneinigkeit über die Ausrichtung der 
Flüchtlingspolitik konnte sie damit kaschieren (Wehner 
2017). Auch die Grünen positionierten sich hier eher zu-
rückhaltend. Stattdessen konzentrierten sie sich auf ihre 
Kernthemen wie Umwelt und Soziales. Einen Sonderweg 
beschritt die FDP. Sie positionierte sich für den Großteil 
der Krise zwischen verhaltenem Optimismus und Kritik 
an der Regierungspraxis, die sie relativ frei üben konnte: 
Die Partei war seit 2013 weder in Regierungsverantwor-
tung, noch war sie über den Bundesrat in Entscheidun-
gen eingebunden. Die Liberalen hatten schon im Früh-
jahr 2015 ein Einwanderungskonzept vorgestellt, auf 
das sie hinweisen konnten. Im Wahlkampf selbst zeigte 
sich Christian Lindner jedoch zunehmend angriffslustig 
gegenüber der Asylpolitik der Bundesregierung. Er for-
derte eine „klare Trendwende“ und: „Statt grenzenloser 
Aufnahmebereitschaft muss die Einwanderungspolitik 
geordnet werden“ (Herholz 2017). Die FDP verband For-
derungen nach einer Neuordnung der Einwanderung mit 
einer scharfen, jedoch rechtsstaatlich begründen Kritik 
des Verlusts von Migrationskontrolle. Das Thematisie-
rungsangebot der FDP wurde von den Unionsparteien 
und der SPD nicht aufgegriffen. 

Abbildung 2: Zeitreihe mit den Häufigkeiten zentraler Schlagworte der Migrationsdebatte in der medialen Berichterstattung
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Die migrations- und integrationspolitische Konfliktli-
nie im Wahlkampf war schließlich anderer Art: Sie 
verlief zwischen dem Bild einer Regierungspolitik, 
die - entkoppelt vom Regierungshandeln 2016 - in der 
öffentlichen Wahrnehmung weiterhin im Modus der 
Offenheit von 2015 verharrte, und der kritischen Ge-
genposition hierzu, die von keiner Partei so explizit 
vorgebracht wurde wie von der AfD.

Die Verschärfungen der Bundesregierung in der Asyl- und 
Flüchtlingspolitik konnte die AfD in ihrem voll und ganz auf 
Restriktion von Zuwanderung ausgerichteten Kurs ignorie-
ren. Markierte im Bundestagswahlkampf 2013 noch der 
Austritt aus dem Euro den programmatischen Schwerpunkt 
der AfD, so vertraute sie im Wahljahr 2017 fast ausschließ-
lich auf die Trias aus Asylpolitik, Islamkritik und innerer Si-
cherheit. Bereiche wie Bildungs-, Sozial-, Renten-, Energie-, 
Klima- oder Steuerpolitik wurden zwar im Wahlprogramm 
behandelt (AfD 2017), spielten letztlich im Wahlkampf aber 
kaum eine Rolle. Inszenierte Skandale bildeten einen we-
sentlichen Baustein des kommunikativen Repertoires der 
AfD. Positionierte man sich im Wahlprogramm als kon-
servativ-bürgerliche Partei, so wurde routinemäßig auf 
Wahlkampfveranstaltungen, bei TV-Auftritten und über so-
ziale Netze provoziert. Dass es sich bei den kontroversen 
Äußerungen nicht um verstreute Entgleisungen einzelner 
AfD-Politiker handelte, zeigt ein vertrauliches Strategiepa-
pier der Partei, das im Dezember 2016 veröffentlicht wurde.

Darin erklären die Autoren, sie werden „ganz bewusst und 
auch ganz gezielt immer wieder politisch inkorrekt sein […] 
und auch vor sorgfältig geplanten Provokationen nicht zu-
rückschrecken“ (AfD 2016, S. 10-11). Die voraussehbare Kritik 
der „Altparteien“ war hierbei Teil der Strategie. Niemand, so 
das Resümee der Autoren, gebe „der AfD mehr Glaubwürdig-
keit als ihre politischen Gegner“ (AfD 2016, S. 11).

Die in dem Papier formulierte Strategie zog sich kontinuier-
lich durch den Wahlkampf und prägte den Zugang der AfD 
zum Migrationsgeschehen. So twitterte der AfD-Politiker 
Markus Pretzell als Reaktion auf den Anschlag auf dem Ber-
liner Breitscheidplatz im Dezember 2016, dass es sich bei 
den Opfern des Anschlags um „Merkels Tote“ handele (Das 
Gupta 2016). Im März 2017 empfahl der AfD-Fraktionsvor-
sitzende im brandenburgischen Landtag, Alexander Gau-
land, einen „generelle[n] Einreisestopp für Menschen aus 
muslimischen Ländern, in denen die politische Lage stabil 
ist“, da der Islam „mit dem Grundgesetz nicht vereinbar“ sei 
(Der Westen 04.03.2017). Die Besonderheit der AfD-Wahl-
kampfstrategie lag jedoch nicht allein in den Tabubrüchen, 
sondern in der Instrumentalisierung der Medien im Nach-
gang jeder Affäre. Dabei orientierten sich die Skandale ge-
radezu perfekt an den Auswahl- und Aufmerksamkeitskri-
terien des medialen Systems (Hillje 2017). Auf Inhalte und 
Lösungsvorschläge setzte die AfD im Wahlkampf nur am 
Rande. Provozierte Skandale dienten als Multiplikatoren 
der eigenen Botschaft. 
Im Kern der AfD-Strategie stand die Vermittlung des Ge-
fühls der anhaltenden Untätigkeit der Regierung, obwohl die 

Abbildung 3: Schlagworte der Migrationsdebatte im Wahljahr 2017

Quelle: Eigene Auswertung und Darstellung auf Basis der digitalen Zeitungsarchive der Frankfurter Allgemeinen Zeitung und Süddeutschen Zeitung, hier: Trefferübersichten



Bundesregierung längst einen asylpolitisch schärferen Kurs 
eingeschlagen hatte. Die Regierung selbst schuf jedoch die 
Voraussetzungen dafür, dass das Basismotiv populistischer 
Rhetorik leicht bedient werden konnte: Eine abgehobene Elite 
missachtet die Interessen des Volkes. Wie erfolgreich die Stra-
tegie war, zeigte sich im Verlauf des Kanzlerduells: Obgleich 
keiner der beiden Kandidaten einen dezidiert asylbezogenen 
Wahlkampf geführt hatte, dominierte das Thema mit rund 
der Hälfte der Zeit das TV-Duell von Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) und ihrem Herausforderer Martin Schulz (SPD). 
Fast die Hälfte der insgesamt 95-minütigen Fernsehdebatte 
dominierte der Themenkomplex Flucht, Migration und Integ-
ration (Handelsblatt 2017; ARD 2017a). Außenpolitik und Di-
plomatie, das Verhältnis der Europäischen Union zur Türkei, 
soziale Gerechtigkeit und das Renteneintrittsalter, die Pkw-
Maut und die Diesel-Affäre sowie Steuern wurden als Themen 
in den restlichen 45 Minuten eher gestreift als besprochen. 
Die gängige Annahme, dass ein Wahlkampf im TV-Duell sei-
nen Höhepunkt findet und im intensiven Schlagabtausch die 
Bandbreite aller politischen Themen behandelt wird (Faas et 
al. 2017; Maier/ Faas 2011), traf ohnehin nicht zu. Der Ver-
lauf des Duells zeigte wie im Brennglas die Schwächen der 
kommunikativen Ansätze der Bundeskanzlerin und ihres Her-
ausforderers: Die Darstellung der Steuerungserfolge der Bun-
desregierung erfolgte nur verzagt. Gerade weil Martin Schulz 
als Spitzenkandidat der Regierungspartei SPD auf die Kritik 
des Regierungshandelns setzte und Angela Merkel dies nicht 
energisch genug zurückwies, blieb am Ende der Eindruck ei-
ner eklatanten Ungereimtheit des Handelns der Großen Koa-
lition in diesem Politikfeld.

Abbildung 4: Schlagworte der Migrationsdebatte 04/2017 – 09/2017

Tatsächlich markiert das Duell die beschleunigte Wieder-
kehr des Themenkomplexes der Flüchtlingspolitik in der 
Schlussphase des Bundestagswahlkampfes 2017. Die Kon-
junktur des Themas geht dabei Hand in Hand mit einer 
von der AfD wiedergewonnenen öffentlichen Aufmerk-
samkeit. Dies illustrieren die Abbildungen 3 und 4 als Aus-
wertungen der Häufigkeiten der Schlagworte „Flüchtlings-
politik“, „Einwanderungsgesetz“ und „Obergrenze“ sowie 
der Nennung der AfD als politischer Akteur im Zeitverlauf 
der Berichterstattung der Süddeutschen Zeitung und der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung. 

Die Aufmerksamkeit für die Flüchtlingspolitik war im Früh-
jahr und Frühsommer 2017 nach einer langen Phase der 
thematischen Dominanz auf ein Normalmaß im Themen-
repertoire der Politik zurückgegangen. Ab Mitte Juli rückte 
sie wieder ins Zentrum der Aufmerksamkeit. Der Rückkehr 
der Flüchtlingspolitik als Ansprache eines politischen Pro-
blemkomplexes steht dabei keine gleichermaßen starke 
Resonanz von Problemlösungsangeboten gegenüber: Die 
Debatte und die Kritik der Flüchtlingspolitik waren reak-
tiviert, doch konnten die Regierungsparteien im Endspurt 
des Wahlkampfs daraus nur am Rande ein Gespräch über 
ihre Lösungsangebote (ein Einwanderungsgesetz oder 
auch die Obergrenze) machen.
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Quelle: Eigene Auswertung und Darstellung auf Basis der digitalen Zeitungsarchive der Frankfurter Allgemeinen Zeitung und Süddeutschen Zeitung, hier: Trefferübersichten
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4. DAS FOLGENREICHE AGIEREN UND LAVIEREN 
IM WAHLKAMPF

In der Einleitung wurde die Differenzierung von Darstel-
lungs- und Entscheidungspolitik angesprochen und die 
mit dem Konzept der Politikvermittlung verbundene syste-
mische Notwendigkeit, diese beiden Felder des politischen 
Handelns in einen Austausch zu bringen. Ulrich Sarcinelli 
zeigt, dass demokratische Entscheidungspolitik auf Dar-
stellungspolitik, d.h. auf eine adäquate Vermittlung poli-
tischer Entscheidungen angewiesen ist (Sarcinelli 1987). 
Eine problemorientierte Diskussion darüber, welche Fol-
gen eine Kluft zwischen Darstellungs- und Entscheidungs-
politik haben kann, ist gerade im Nachgang der Agenda 
2010-Reformen geführt worden (Nullmeier 2010). Vor die-
sem Hintergrund ist es bemerkenswert, dass Maßnahmen, 
deren Ausrichtung dem vermeintlichen Willen eines relativ 
großen Teils der Bevölkerung entsprachen, im Wahlkampf 
2017 nicht aktiv beworben wurden. Für die Regierungspar-
teien CDU und SPD lassen sich im Wesentlichen zwei Pro-
blemfelder identifizieren, die ihr Handeln im Wahlkampf 
verständlich machen können.
Das erste Problemfeld besteht darin, dass CDU und SPD 
das 2015 vermittelte Bild der offenen Flüchtlingspolitik 
nach außen hin weitgehend aufrechterhalten haben, wäh-
rend viele der inzwischen getroffenen Maßnahmen dem 
längst zuwiderliefen. Merkel hatte 2015 mit der Grenzöff-
nung einen symbolkräftigen Beschluss gefasst, dessen 
Bedeutung weit über die deutsche Innenpolitik hinaus-
reichte. „Wir schaffen das“ war auch ein Signal an die eu-
ropäischen und außereuropäischen Partner. Eine offen-
sive Vermittlung der späteren restriktiven Maßnahmen 
wäre vor diesem Hintergrund riskant gewesen. Zum einen 
hätte damit gerechnet werden müssen, dass eine offene 
Kehrtwende als generelles Glaubwürdigkeits- und Kohä-
renzproblem, sogar als Fehlereingeständnis wahrgenom-
men worden, und damit das Bild einer wankelmütigen, in 
ihrem strategischen Kurs unsicheren Kanzlerin entstanden 
wäre. Zum anderen wäre ebenfalls anzunehmen gewesen, 
dass die bis dahin bei der Bewältigung der Flüchtlingskrise 
auf unentbehrliche Weise aktive Zivilbevölkerung eine sol-
che Wende als Entwertung ihrer Arbeit empfunden hätte, 
was Wählerpotential gekostet hätte; negative Auswirkun-
gen auf die Mobilisierung der dringend benötigten zivilge-
sellschaftlichen Hilfe wären zu erwarten gewesen.1 
Das zweite Problemfeld betrifft die Vermittlungsprobleme, 
die eine in ihrer Ausrichtung uneindeutige Politik aufwirft. 
Merkel sprach 2015 von einer „humanitären Katastro-
phe“,2 die es mit der Grenzöffnung zu vermeiden gelte. 
Damit erhielt dieser Entschluss trotz des dezidiert werte-

1	 Einer Umfrage zufolge sehen 90% der Kommunen ehrenamtliches Engagement als wichtige Ressource in der Flüchtlingshilfe (Gesemann/Roth 2017). Ein Nachlas-
sen der Unterstützung würde für diese Kommunen also gleichzeitig einen Verlust wichtiger Ressourcen in der Flüchtlingshilfe bedeuten.

2	 Zahlreiche spätere, teilweise erheblich dramatischere Situationen wie z.B. die in Idomeni (Evangelischer Pressedienst 2016), haben keine ähnliche politische 
Reaktion ausgelöst, was die relative Beliebigkeit dieses Ausdrucks und der entsprechenden Entscheidung zeigt. 

3	 Wegen mangelnder Einzelfallprüfung sind vor den Verwaltungsgerichten zehntausende Klagen gegen die Erteilung des subsidiären Schutzstatus‘ anhängig; von 
den bereits bearbeiteten Klagen verlor die BRD 2016 75% (Deutscher Bundestag 2017). Weitere Beispiele sind die Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär 
Schutzberechtigte, der erst kurz zuvor in einer vom Bundestag beschlossenen Änderung des Asylrechts gewährt wurde (Deutsches Rotes Kreuz 2015) und den 
Kritiker dieser Entscheidung in mehreren völkerrechtlichen Abkommen verankert sehen (BAMF 2017; Behlert 2018); der Beschluss, die Balkanstaaten zu sicheren 
Herkunftsländern zu erklären, der die internen Leitlinien des BAMF (Augustin et al. 2016) ignoriert, und die erfolgreiche Klage zweier Syrer gegen ihre Wohnsitz- 
auflage vor dem EuGH wegen mangelnder Einzelfallprüfung (Europäischer Gerichtshof 2016). Zur Wohnsitzauflage in Deutschland vgl. auch Renner 2018.

basiert begründeten Einstehens für Menschlichkeit die für 
Merkels Politikvermittlung charakteristische Sachzwanglo-
gik - hier in Form eines moralischen Imperativs (Konvent 
für Deutschland 2016). Die Aufnahme der Flüchtlinge 
wurde damit zu einem nicht-diskursiven, notwendigen 
Erfordernis. Es folgte eine Verschiebung vom Legislativ- 
hin zum Exekutivhandeln: Die Grenzöffnung war nicht im 
Parlament diskutiert worden und die anschließende Aus-
setzung des Dubliner Übereinkommens – das absehbar 
dysfunktional war, dessen Reform aber nicht rechtzeitig 
angegangen worden war – stellte eine Abweichung von ei-
nem Regelwerk dar, auf das bis dato gerade Deutschland 
insistiert hatte. Die Maßnahmen, die bereits vor und ins-
besondere nach der Grenzöffnung getroffen und durch-
geführt wurden, waren reaktive Ad-hoc-Maßnahmen, de-
ren Anwendung eher politischen Vorgaben als rechtlichen 
Verfahren zu gehorchen schien. Ein Beispiel sind die sehr 
unterschiedlichen Anerkennungsquoten in den Bundes-
ländern (Riedel/Schneider 2017) sowie die spiegelbildlich 
dazu erfolgreichen Klagen gegen Ablehnungsbescheide, 
die darauf schließen lassen (Deutscher Bundestag 2017), 
dass die Behörden ein standardisiertes Verfahren je nach 
politischer Lage unterschiedlich anwenden.3 Zum Symbol 
einer Politik, die ihre moralische Fragwürdigkeit bereits im 
Namen trägt, ist aber wohl der „Türkei-Deal“ geworden, 
der von allen politischen Lagern kritisiert wurde, da er die 
Bundesregierung in ein Abhängigkeitsverhältnis von ei-
nem zunehmend autoritär auftretenden Partner gebracht 
habe – also wieder: für die Erreichung kurzfristiger Ziele 
langfristig den Gestaltungsspielraum nehme. Hans-Jür-
gen Papier attestierte dieser Politik in einem 2016 zu den 
Themen Migration und Asyl veröffentlichten Artikel, ihr 
Handeln erfolge „in zunehmendem Maße immer nur als 
ad-hoc-Krisenbewältigung, vorsorgende, krisenvermei-
dende Gestaltung von Organisation und Verfahren, aber 
auch von Inhalt und Ausrichtung der Politik findet kaum 
noch statt.“ (Papier 2016). Eine aus dem Inkrementalis-
mus geborene Politik ließ sich in ihrer Widersprüchlichkeit 
schwer vermitteln. 
All diese Schwierigkeiten führten zu einer offenen Flanke 
der Regierungsparteien gegenüber der AfD. Im Gegensatz 
zur CDU konnte die AfD eine restriktive Politik tatsächlich 
als geschlossene Agenda verkaufen, da sie sowohl ange-
sichts ihrer programmatischen Ausrichtung als auch in 
der Erwartung ihrer Wähler keine komplexe Problembe-
schreibung geben musste. Das klar konturierte Ziel, so we-
nig Einwanderung wie möglich zu haben, ist wesentlicher 
Bestandteil des nationalistischen Programms der Partei. 
Insbesondere zu Beginn des Wahlkampfes wurde der po-
litische und gesellschaftliche Diskurs mit der AfD vermie-
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den. Sie konnte mit klaren und einfachen Formeln („Der 
Islam gehört nicht zu Deutschland.“) aufwarten, die Zeit 
der eindeutigen Bekenntnisse bei den Regierungsparteien 
war jedoch Vergangenheit. Der Rigorosität der AfD stand 
die Ambivalenz der Regierungsparteien gegenüber.
Anders als die CDU hätte die CSU prinzipiell kein Problem 
damit haben müssen, die erfolgten restriktiven Maßnah-
men als Erfolg für sich zu beanspruchen. Allerdings schien 
hier schon früh der Entschluss gefallen zu sein, sich über 
eine rechts der CDU liegende Position zu profilieren. Die 
Abgrenzung zur CDU wurde geradezu zur Priorität. Ins-
besondere die stark vereinfachende Forderung nach ei-
ner Obergrenze prägte als ‚Gegenschlagwort‘ zu Merkels 
Politik der vermeintlich „offenen Grenzen“ den Fokus der 
Wahlkampfdiskussion, die den gesamten Problemkom-
plex von Flucht, Migration und Integration auf das Prob-
lem der Begrenzung reduzierte. Doch das Insistieren auf 
der Obergrenze suggerierte den Vorwurf der Untätigkeit 
und verstellte den Blick auf das Regierungshandeln. 

Nach der Einigung auf das Asylpaket II im November 
2015 verkündete Horst Seehofer, die CSU habe „das 
schärfste Asylrecht, das es jemals in unserem Lande 
gab“, umgesetzt (ZEIT Online 2015). Doch ein solches 
Bekenntnis zu Erreichtem blieb die Ausnahme. Nie-
mand anders als die CSU selbst war es, die mit der 
Dauerforderung nach der Obergrenze den Eindruck 
erweckte, die Regierung habe letztlich nichts getan.

 
Die SPD hätte sich durch die offensive Vermittlung rest-
riktiver Maßnahmen ebenso wie die CDU einem Glaub-
würdigkeitsproblem ausgesetzt gesehen, das durch den 
innerparteilichen Dissens zwischen Parteilinken und eher 
konservativen Kräften allerdings noch wesentlich ver-
schärft worden wäre. Mehr als das fehlende Bekenntnis zu 
restriktiven Maßnahmen verwundert im Wahlkampf der 
SPD allerdings die Tatsache, dass ihr bereits 2016 erarbei-
teter Gesetzesentwurf zum Einwanderungsgesetz nicht als 
Alternative zur bisherigen Politik präsentiert und entspre-
chend beworben wurde. Zwar verwies man während des 
Wahlkampfes durchaus punktuell auf den Entwurf, aller-
dings zu einem relativ späten Zeitpunkt und ohne ernst-
hafte Anstrengungen, dem Wähler Inhalt und gewünschte 
Wirkung des Gesetzes nahezubringen.
Die fehlende Vermittlung dürfte hier nicht zuletzt dem 
Umstand geschuldet sein, dass es der Vorschlag eines 
Einwanderungsgesetzes notwendig gemacht hätte, das 
Problem und seine Lösung anders zu beschreiben. Ein 
Einwanderungsgesetz könnte durch die Schaffung legaler 
Einwanderungsmöglichkeiten die ungesteuerte Zuwande-
rung reduzieren und, im Falle eines restriktiven Einwande-
rungsgesetzes, langfristig zu einer Reduktion der Zuwan-
derungszahlen führen. Mit einem Einwanderungsgesetz 
werden aber natürlich weder deutsche noch europäische 
Grenzen wirksam kontrolliert. Die entsprechende Flankie-
rung eines solchen Gesetzes ist vielmehr eine europäisch 
koordinierte Einwanderungspolitik und eine langfristig 

angelegte Fluchtursachenbekämpfung, die in der Ver-
mittlung, Problembeschreibung und Umsetzung sehr viel 
aufwändiger wären als die Forderung nach Sicherheit und 
Grenzschließung. 
Als Martin Schulz als SPD-Spitzenkandidat im Sommer 
2017 Flucht, Asyl und Einwanderung als Themen vermehrt 
aufgriff, war es für eine Neuorientierung der Debatte be-
reits zu spät. Ähnliches gilt für den Versuch sowohl von 
Schulz als auch von Merkel, die Flüchtlingsfrage im Wahl-
kampf als eine gesamteuropäische Frage zu präsentieren. 
Ohne eine konkrete Vision à la Macron kann der Verweis 
auf eine in der Flüchtlingskrise offensichtlich dysfunktio-
nale EU keine Kraft entfalten, zumal Schulz die für ihn, den 
ehemaligen Präsidenten des Europäischen Parlaments, so 
naheliegende Möglichkeit, sich als europäischen Kandida-
ten zu präsentieren, gleich zu Beginn der Kampagne unge-
nutzt hat verstreichen lassen.
Es hätte wohl viel Energie und auch Mut gebraucht, den 
Themenkomplex von Flucht und Migration neu zu definie-
ren. Das in der Strategie der „asymmetrischen Demobili-
sierung“ kulminierende Verhalten Angela Merkels, auf Ein-
würfe nicht zu reagieren, kann grundsätzlich dazu führen, 
dass der politische Gegner ins Leere läuft (Blätte 2010). 
Im Parteienwettbewerb zwischen CDU und SPD war die-
se Strategie durchaus erfolgreich. Einer AfD, die medial 
einen so breiten Nachhall erzeugte, war sie jedoch nicht 
gewachsen. Sie ist mit dem Risiko behaftet, dass nicht-po-
pulistische Positionen schlicht überhört und gegenüber 
der überpräsenten populistischen Debatte nicht wahrge-
nommen werden.

5. WELCHER WEG DER POLITIKVERMITTLUNG?

Die Ausgangslage für die Migrationspolitik der neuen Bun-
desregierung und für ihre Vermittlung ist vor dem Hin-
tergrund der eingeschliffenen Muster der Politikvermitt-
lung ungünstig. Das lange fehlende Bekenntnis von CDU, 
CSU und SPD zur restriktiven Ausrichtung ihrer Politik ist 
eine Hypothek: Die fehlende Vermittlung der getroffenen 
Maßnahmen erweckt den Eindruck mangelnder Respon-
sivität sowie generell mangelnder Handlungsfähigkeit. Als 
Gegenbegriff zu dem Begriff der blame avoidance, der 
Vermeidung von Schuldzuweisungen als Handlungsmotiv 
(Weaver 1986), kann man bei den Regierungsakteuren ge-
radezu von fame avoidance sprechen: Regierungsakteure 
vermeiden die nach außen gerichtete Darstellung der von 
ihnen verfolgten Politik und unternehmen den Versuch, 
nur allzu verhalten hierfür Zuspruch zu gewinnen. Mus-
ter der fame avoidance sind jedoch aus anderen Gründen 
problematisch wie jene der blame avoidance. Letztere 
macht politische Bewegung unwahrscheinlich, erstere je-
doch verwischt die Verantwortlichkeit für das Regierungs-
handeln. Die politische Zuständigkeit für Kurs und Ausrich-
tung der Politik verliert an Eindeutigkeit und kann dadurch 
das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit und Integrität der 
politischen Institutionen untergraben. 
Der Stil der Flüchtlingspolitik seit 2016 und auch der 
Stil der Vermittlung waren gleichermaßen exekutiv und 
diskursvermeidend: Die getroffenen Maßnahmen sind 
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überwiegend situativ und reaktiv; die Entscheidung der 
Bundesregierung, 2015 die Grenzen zu öffnen, wurde als 
notwendige Reaktion auf eine Ausnahmesituation vermit-
telt. Das angebotene Bild ist das eines situativen Inkre-
mentalismus ohne erkennbaren Leitstern. Alternativen zu 
einer solchen Politik und damit auch zur aktuellen Situati-
on müssten hingegen eine eigene Problembeschreibung 
sowie eine Problemlösung bieten, die den politischen 
Raum für aktive Gestaltung öffnet.
Im Wahlkampf gab die AfD vor, eine solche Alternative 
zu sein, vor allem einfache Antworten auf die komplexen 
Probleme der Migration zu besitzen. Die Polarisierung, die 
durch identitäre und kulturelle Aspekte und Verteilungs-
fragen entsteht, macht eine sachlich aufgeklärte Debatte 
nahezu unmöglich und engt den Raum der Lösungsvor-
schläge ein, die präsentiert und vermittelt werden kön-
nen. Andererseits führen einige dieser Vorschläge – wie 
die Obergrenze – geradlinig in eine Verteilungsdiskussion. 
Die CSU hat insofern zu einem Verlauf der Debatte beige-
tragen, den die AfD für sich nutzen konnte. Den von den 
Rechtspopulisten vorgebrachten Problembeschreibungen 
widerspricht nicht, wer die Obergrenze fordert. Er muss 
entweder den Pfad der Lösungen gehen, die den Rechts-
populisten recht geben oder weiter den Politik- und Ver-
mittlungsstil der behaupteten Alternativlosigkeit pflegen. 
Diese aber verstärkt den Eindruck wahrgenommener Will-
kür und Beliebigkeit, und damit auch die Frustration von 
Wählergruppen.
Politikvermittlung beinhaltet die Vermittlung demokra-
tisch abgesicherter politischer Gestaltungsfähigkeit. Dies 
schließt eine Wiederbelebung des Instrumentariums 
der vom parlamentarischen Gesetzgeber beschlossenen 
rechtlichen Steuerung ein. Der von Bundesinnenminister 
Horst Seehofer (CSU) nach Amtsantritt geforderte „Mas-
terplan Migration“ kann zwar auch als Instrument der po-
litischen Kommunikation und als weithin sichtbares Signal 
dafür verstanden werden, welcher Stoßrichtung die Politik 
folgen soll. Die bekannten Konturen des Plans setzen je-
doch auf die Prärogative der Exekutive. Eine Belebung der 
öffentlichen Debatte ist durch administratives Handeln al-
lein nicht zu erwarten.
Ein „Masterplan Migration“ könnte jedoch mehr beinhal-
ten als die Demonstration von Handlungsbereitschaft mit 
dem Ziel der Restriktion. Nur jenes darzustellen, ruft Un-
gereimtheiten hervor, wo Einwanderung aus wirtschaft-
lichen Gründen gewollt oder aus humanitären Gründen 
geboten ist. Im Sinne von Politikvermittlung ist eine be-
wusst gestaltete Debatte eines Einwanderungsgesetzes 
eine der wichtigsten Optionen, die es zu bedenken gilt. 
Dazu bedarf es einer Problembeschreibung, welche die 
Komplexität der aktuellen Entwicklungen ernst nimmt und 
eine zukunftsgestaltende, nicht bloß defensive Agenda 
präsentiert. Ressourcenfragen und kulturelle Aspekte wer-
den auch hier eine Rolle spielen. Die Debatte muss aber 
über eine Obergrenze oder die Aussetzung des Familien-
nachzugs hinausreichen. Sie müsste in eine Verständigung 

4	 Zu einem ähnlichen Urteil kam auch der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration in seinem Jahresgutachten 2018 (SVR 2018).

über Maßstäbe in der Migrations- und Integrationspolitik 
eingebettet sein, die Kriterien für entsprechende politische 
Entscheidungen bieten kann, und anhand derer konkrete 
Sachlagen diskutiert werden können, um der argumentati-
ven Willkür entgegenzuwirken. Ein Einwanderungsgesetz, 
das mittlerweile parteiübergreifend gefordert wird, kann 
eine produktive Rolle bei der aktiven Gestaltung der kom-
munikativen Neuordnung der Verhältnisse in der Migra-
tions- und Integrationspolitik spielen4. Damit soll nicht ge-
sagt sein, dass tatsächlich alle migrationspolitischen Ziele 
mit dem Instrumentarium des Einwanderungs- und Inte- 
grationsrechts erreichbar wären. Die Einbeziehung der 
zivilgesellschaftlichen Akteure mit Ihrem Potenzial, Res-
sourcen zu mobilisieren, über die der Staat selbst nicht 
verfügt, sollte durch einen umfassenden legislativen Pro-
zess nicht verdrängt werden. Gleichwohl bleibt ein solcher 
Prozess in der parlamentarischen Demokratie zentral für 
die Debatte über die Ausrichtung der Politik.
Die letzte Bundesregierung hat der neuen keine günstige 
Ausgangslage hinterlassen. Der Koalitionsvertrag 2018 ist 
jedoch offen für eine gezielte Debatte, um ein Einwande-
rungsgesetz  gezielt zu führen. Auch ein „Masterplan Migra-
tion“ (Seehofer) kann eine Einwanderungsgesetzgebung 
umfassen. Eine solche Debatte kann ein Instrument sein, 
eine Kongruenz von Entscheidungs- und Darstellungspoli-
tik wiederherzustellen. Gibt es Kosten und Risiken der Po-
litikvermittlung in einem solchen Prozess? Mit Sicherheit. 
Der Bundestagswahlkampf 2017 und seine Folgen zeigen 
jedoch allzu deutlich die Kosten der Nicht-Vermittlung. 
Nicht alles kann qua Gesetz erreicht werden, aber eine 
gezielt gestaltete kontroverse öffentliche Debatte um ein 
Einwanderungsgesetz wäre eine Option, welche der erfor-
derlichen Neuordnung der kommunikativen Verhältnisse 
in der Migrations- und Integrationspolitik dienen kann.
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